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Budgetbericht1933.
WIENERGEMEINDE AT

Sitzungvom16. Dezember1932.
Vorsitzender Weigleröffnet um5 Uhrdie Sitzung .Es wird indie

Spezialdebatte über die VerwaltungsgruppeIIl eingegangen .
Prof .Dr .Tandlerführtaus ;Schondie Tatsache ,dassdasWohlfahrt

budget trotz der Verminderungdes heurigen Budgets umrundhundert
Millionen nicht gekürzt wurde ,spricht dafür ,dass die Gemeindeverwaltung

sich der Wichtigkeit und der Labensnotwendigkeit dieser Ausgaben bewusst
war .Es ist selbstverständlich ,dass in die Gobarungund Aufwendungde¬
Gelder innerhalb des Wohlfahrtswesens ganz besonders die Arbeitslosigkeit
hineinspielt .Währendin frühererZeit die Zahlder Monschen,dieunter
dem Titel der Arbeitslosigkeit teils selbst ,teils in ihrer Familie

der Wohlfahrtspflegezur Lastgefallensind ,verhältnisnismässiggering
war ,ist sie seit 1929 ungeheuer angewachsen .Wir haben in diesemJahr
nur . 12 . 000Pflegebeiträge an Kinder gezahlt .Diese Zahl war noch anfangs
1930 ziemlich stabil und ist bis zur Mitte des heurigen Jahreauf
36 . 000hinaufgegangen .Dazu kommen . 000Kostkinder ,die bei Pflege - ¬
eltern und . 000Kinder ,die in den verschiedenen Anstalten
untergebracht sind .Die ungeheure Belastung dürckt sich auch in den
geldlichenAufwendungenaus .ImSeptember ,wurdenfür KindervonArbeitslo

193. 117Schillingaufgewendet,anPflegegelder113. 000Schilling,
also rund 636 . 000Schilling im Monat .Das gilt auch für dieübrigen
Monate .Ein grosser Teil unserer Zeit und Arbeit in der Fürsorgegeht
darauf verloren ,Menschenvon ihr fern zu halten ,die nicht
hineingehören .Oesterreichist in der traurigen Lage ,wenigFürsorge¬
gesetze zu besitzen ,vor allem Fürsorgegesetze für die Jugend .Erschwerend
ist auchder Umstand ,dass das Verwaltungsverfahrensgesetzeinkompli¬
ziertes Rekursverfahren ermöglicht .Eine weitere Belastung bedeutetdie
grosse Zahlder Repatriierten ,jene MengevonunglücklichenMenschen ,
die ausserhalb Ocstereichs Arbeitsgelegenheit gefundenhabenund nunin
der rücksichtslosesten Weise vielfach über Nacht in ihre Heimatzurück¬
gebracht werden .Das Budget für die Jugendfürsroge ist heuer um 1,700 . 000S

höherveranschlagt.Wennwires nichtsohocheinsetzen ,als esvielleichtim Laufeder Zeit sich als notwendigerweisenwird ,so deshalb ,weilwir
der Ueberzeugungsind ,dass ZuSchusskrediteerforderlichen Fallcswerden
bewilligtwerden .DieZahlder PfründnerundRentenbezichernimmtimmer
mehr zu .Auch hier ist ein kompliziertes Verfahren notwendig .DieKlagen
über die lange Dauer der Erledigung der Gesuche sind ohne Zweifel in
vieler Beziehungberechtigt undwir bemühenuns deshalb ,das Verfahrennach
Möglichkeitabzukürzen .Bei der sicher vorhandenenNotist esheute
schwierig ,sich jener zu erwehren ,die unberechtigter Weise sich indie
Fürsorge hineindrängen .Manliest häufig ,von verschiedenenSkandalen
bei den Fürsorge -und Jugendämtern ,wobeihäufig gegen einzelneFunkt¬
tionäreAnwürfeerhobenwerden .DasResultatder Erhebungenhatergeben,
dassdie MehrheitdieserSkandalevon
effektiven und bekannten Raufboldenhervorgerufen wurden .Vielfachwerden
dieDingeauchganzfalschdargestellt .In derletztenZeithateineFrau
mit 3 KindernSelbstmordbegangen .Ich habediesen Fall genauuntersuchen
lassen .Die Frau hatte einen Lohn von 115 Schilling monatlich ,zweiFrei¬
plätze im Hort ,hatto eine freie Ausspeisungundein KindimKindergarten .
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Es konbte also nicht Notsein ,dic die Frauzu dieser furchtbarenTatveranlasst hat .
Im heurigen Budget ist natürlich wieder 1,000 . 000für die Aus- ¬

gesteuerten undfür die mit vielen KindernversehenenArbeitslosenauf¬
genommen ,ebenso wic 1,000 . 000für die Winterhilfe .

Ueberdic Bevölkerungsbewegungist Folgendeszu sagen :ImJahre
1931 wurden in Wien 16 . 570Menschengeboren ,es entfielen also auf
1000Einwohner9 Geburten .ImJahre1900wurden52 . 364Menschenge¬
boren ,auf 1o00Einwohnerentfielen also 31 . 6Geburten .In denersten
neunMonatendes laufendenJahres wurden11,966Menschengeboren .
Den16. 570LebendgeburtenimJahre1931stehon25. 937Todesfällegegen-¬
über ,sodasssich ein minusvon. 367 ergibt .Im heurigenJahr
dürftedasVerhältnisähnlichsein .Erfreulichist ,dassdieKinder¬
sterblichkeit trotz der grossen Not abnimmt .Wir hatten vor demKrioge
eine Säuglingssterblichkeit von beiläufig 17 % ,1922 von 12 . 4%und
1931von 7 % .Auchin den ersten neunMonatendes heurigen Jahresist
dieser Perzentsatz nur umein Minimumüberschritten .VonInteresse
sind auch die Gründe der Todesfälle .Im Jahre 1900 betrug die Zahlder
Lebendgeburten in Wien 52 . 000 ,die Zahl der Verstorbenen 34 . 000 .An
Krebsstarben damals . 251Menschen ,das sind . 56Prozent ,an derTuber¬
kulose . 776 ,dassind22 . 67Prozent ,anGefässerkrankungen. 784 ,das
sind . 12Prozent .1931starben 25 . 937Menschen .AnKrebs15 . 15Prozent ,
an Tuberkulose 12 . 1Prozent ,an Gefässerkrankungen21 . 6Prozent .
WirsehenalsoeinekontinierlicheAbnahmederTuberkulosesterblich¬
keitundeineununterbrocheneZusnahmedesKrebsesundderErkrankungen
des Gefässsystemsunddes Herzes .DerRückgangderTuberkulose
dernatürlichnichtein WienerSSpezifikumist ,ist vorallemzurück¬
zuführen auf die Sozialversicherung und auf alle MassnahmenderProphylaxe
wiesie in allen Kulturstaatendurchgeführtwerden .BeiderZunahmeder
KrebserkrankungenstehenwirvoreinemRätselundauchdenErkrankungen
des Gefässsystemsstehen wir machtlosgegenüber .

Umdie furchtbareWirkungdesAlkoholeszuillustrieren,
möchteich überdie Untersuchungvonrund5000Kindern
1500Alkoholikerfamilienberichten .NimmtmandieGesamtzahlderKinder
ohneRücksichtaufdasAlter ,sowaren54Prozententwederschwachsinnig
oder schwerpsychopatisch .Nimmtmannur die Kindervon6 bis 14Jahren ,
so kommt/auf einer Satz von 93 Prozent .Von den Frauen waren 70Prozent
Alkoholikerinnen,61Prozentgeschlechtskrank,23Prozentmerven-und
geisteskrank ,63ProzentwarendergewerbmässigenProstitutionergeben,
47Prozentwarenkriminell .VondenGrosselternwarennahezu90Prozent
in Versorgungs-oderin Irrenhäusernuntergebracht.

Wasdie Infektionskrankheitenbe - trifft ,so mussfestgestellt
werden ,dass die Scharlachepidemievon heuer sich durch nichts vonder .
vorjährigen unterscheidet .Sie ist leicht in den einzelnen Fäller und
dieSterblichkeitist minimal.AehnlichverhältessichmitderDiphthorio
dies muss aus dem Grunde betont werden ,weil diese Dinge da unddort

aufgegriffenundmitBalkenletternin denZeitungenwiedergegebenwerden,
wasunseremAnsehenin der Weltnicht nützt undumsotrauriger ist ,alsdiese Angabenunwahrsind .

Beider Bekämpfungder Tuberkulosehabenwir seit JahrendasSchwer-¬
gewicht in die Tuberkulosefürsorgestellen verlegt .Wirbeobachtenein
ZurückgehenderZahlderwirklichInfiziertenundeinSteigenderZahlderGeängstigten .
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Wir haben allerdings der Not gchorchend eine Reihe vonTuberkulose¬
anstaltengesperrt .ImJahre1929hattenwir . AlhTuberkulosebetten,
gegenwärtig haben wir . 750 ,also ein Rückgang von 650 Betten ,der sich
vor allemauf jene bezicht ,die denGefährdeten ,vor allemFrauenund
Kindern ,gedienthaben .Wirmusstenwir eine ZahlvonBettendeshalb
aufgeben ,weil die betreffenden Baracken ihr Lebensende erreicht haben .
GegenüberdemVoranschlagist indoferneeine Aenderungeingetreten ,
als wir auch SamPlagie das ganze nächste Jahrmit
60 Betten belegenwerden .Es erübrigt mir nnurnoch ,allenjenen
mehr als 6000 Menschen ,die als meine Mitarbeiter das ganze Jahr ihre

Pflichtgetanhaben ,vondieserStellebestenszudanken .(Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem. )

GR .Dr .Arnold( christl .soz . )bemerkt ,das4Wohlfahrtabudget
zeige sowohl ein Zuvile als auch ein Zuwenig .Das Zuviel kommtvorallem
zumAusdruckin denteurenFürsorgeanstalten ,derenRentabilitätzu
denwohenBetriebskostenin keinemVerhältnissteht .STR .Tandlerhat
selbstzugegeben,dass30MutterberatungsstelenfürWienzuvielsind.
Wennsie gesperrtwerden,können300. 000SchillinganVerwaltungskosten
erspartwerden .DieAusgabenfür KindergärtenundHortesindmit
5,578 . 000veranschlagt .Pavonentfallennahezu4,000 . 000aufdenFer¬
sonalaufwand .Zu bemängelnist ,die Undurchsichtigkeit undKnappheit
derdiesbezüglichenAngaben,diedemGemeinderatdieKontrolleerschwert.
MannmussdeshalbdenRechnungsabschlussüber das Jahr 1931unddie
statistischen Mitteilungen der GemeindeWienzu Hilfe nehmen .Nachdem
Rechnungsabschlussfür 1931betrugandie Ausgabenfür dieKindergärten
allein5,108. 000. - - ,davonfür denPersonalaufwand3,700 . 000Schilling,
für dieFrühstücks- undMittagsspeisung920. 000. - -Schilling.

EskommtalsoeinKindaufetwa2 SchillingimTagmitAusspeinung.
undaufnahehzu2SchillingimTagohneAusspeisung,währendinden
katholischenAnstaltenundInternateneinKindmitvollerVerköstigungauf . 5Schilling im Tagekommt.

12DerGesamtaufwandfür dieHorte/betrug873. 677Schilling,
davonfür MittagsundJausenausspeisung209 . 000 ,für dasPersonal

nahezu5o0 . 000Schilling .DerVerein "FroheKindheit" ,Landes¬
organisationWienundNiederösterreichhat imJahre 1931 .auch800. 000
Schillingausgebenmüssen,davonaberbeilloooKindernnur365. 000
Schilling für Personalaufwand .Bei uns kommtein Kind im Jahrauf
26Schilling,SiezahlenfüreinKind,dasnichtausgespeistwird,
270Schilling .( Hört-Hört-RufebeidenChr. soz. )ZuderAusspeisung
in denKindergärtenwärenochzu bemerken ,dass sich Ihreeigene
Organisationder KindergärtnerinnenimWegeeiner DeputationbeiSTR.4 .K .

Tandlerdie Kostin denKindergärtenbeschwerthat .
ZudemZuvielanAuslagenfürdieFürsorgegehörchdieluxuriäse

Ausstattungunddie hohenErhaltungskostender Kindergärten .Fürdie
ErrichtungvonKindergärtenwurdevon1926bis 1930ein Betragvon
9,364. 961Schillingverausgabt,wobeidiedurchschnittlicheBesucher¬
zahl der Kindergärten vomJahre 1920 bis zumBeginndesheurigenJahres
von 5518auf 6651 ,also nur im 1100Kinder gestiegen ist .SolcheAus- ¬
gabensindin einerZeitsogrosserwirtschaftlicherNotnichtzuverant¬worten .
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DieluxuriäseAusstatunngist auchauspädagogischenGründenzuver¬
urteilen ,dennderUnterschiedzwischenihr undderAusstattungeiner
Elendwohnungmusssicherziehlichschlechtauswirken .Für27Horte
wurdenvon1926bis193101,673. 000Schillingausgegeben.DieZahlderHorte ,die in derVerwaltungderGemeindestehen ,hatsichblosum
11vermehrt ,die anderensindals Hortofür die Kinderfreundeerbautworden .

DerGemeinderathatimJahre1923denBeschlussgefasst ,das
geistlichePersonalindenverschiedenenFürsorgeanstaltenzukündigen.
Dafürhatmanin derDörfelstrasseeineneueKindergärtnerinnenschule
erzichtet ,ohnedassdiesdurcheinenGemeinderatebeschlussgedecktwäre,
ohl mit denbereits bestehendenSchulendas Auslangengefundenwerden
kann .Kindergärtnerinnendie ausdieserSchulehervorgegangensindundbei
derGemeindeangestelltwurden ,sindnursolche ,dieentwederschonam
BeginnderStudienodervorderReifeprüfungausderKircheausgetreten
sind .ImFürsorgewesengibteseinreichlichesZuvielanAusgaben.Dasgilt
insbesondereauchfürdiegeschlossenenAnstalten.ImZentralkinderheim,
in derAinderübernahmsstelleundamWilhelminenbergwirdeinetägliche
Erhaltungsquotevon ' 10Schillingerrechnet . Wielässt sich ,einsolcher
däglicher Erhaltungsaufwandfür ein Kindrechtfertien ,wennmanWitwen6

bei der Gemeinde memiteinemMonatseinkommenvon75Schilling/abweist,WievieleFamilienwärenglücklicheinsohohesEinkommenfürdieganzeFamilie
zur' erfügungzuhaben.DerRednerstelltdenAntrag,dassdiestädtischenErziehungsanstalten,soweitdieKinderin AnstaltenderprivtaneFürsorge
untergebrachtwerdenkönnen,abzubauenundindieseAnstaltenunterzu¬
bringensind .AufanderenGebietenwirdwiederzuwenigausgegeben.Diesgilt insbesonderevonderTuberkulosenfürsorge .AuchfürdieFörderungvon
SportundKörperkultursindheuernur87. 000Sausgeworfen,gegenüber
167. 000SimJahre1931,derBeitragdesLandesWienzurNotstand
fe derArbeitslosenundzudenKostenderArbeitslosenfürsorgeder1931
Ausgabenvon15Millionen,imJahre1932solchevon16Millionenerfor¬
derte,erscheintdiesmalnurmitinerZiffervon13Millionen.DerBeitrag
derGemeindezum(leinrentnerfondshatsichummehrals50Prozentver¬
ringert .AnErhaltungsbeiträgenfürErwachsenesindindiesercZeitderNot
umeinehalbeMillioneingesetzt.AuchderLebensmittelaufwandfürdie
PfründnerindenVersorgungshäuseristumfast300. 000Sgeringergeworden
DerLebensmittelaufwandindenObdachhäusernwurdeum1oProzent,derin
denKrankenanstaltenum30Prozentgekürzt.WährenddieoffiziellePressederSozialdemokratenin einemfort denMinisterfür sozialeVerwaltungbe¬
schimpft ,der in wirklichaufopfernderWeiseundmiteinemwahrhaftreli¬
giösenGewissensichbemüht,dieArbeitslosenfürsorgeaufrechtzuerhal¬ten,sinddieMassnahmendiedieGemeindefür dieArbeitslosentrifft ,
weithärteralsdieRichtliniendesMinistersResch.NurzweiBeispiele:
DasindimXVI.BezirkderMann'unddieFrauausgesteuertunddieLeutebe¬ziehenfür 3 KindereinenBeitragvon81S .DieserErziehungsbeitragwurde
gestrichenundjetzterhältdieFamilienur30SimMonatund3Lebensmitt
pakete.UnddannderUnglücksfallinSimmering!NachderDarstellungdes
"Abend"hatdieMitteilungandieFrau ,dassderErziehungsbeitragfür
ihreKindereingestelltwerde,denletztenAnstosszudemUnglückgegeben.
BotzderUnzulägglichkeitundderFehler ,dmein derFürsorgegemachtwer¬
den ,greifenwirSienichtinsoordinärerWeisean ,wieSieesgegenüber
unseremMinistertum. WennSiehier imGemeinderatmanchmalsehrordinäreWortezuhörenbekommen,erforschenSieIhr Gewissen,obSiein derBezie-¬
hungnichtdieLehrmeistergwesensind .( Lebh.Beifall . d .Chr. soz. )756
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Wrienns( ehr - )gteltestyinesdieAusftürungendes
StadtratesTandlerimPezugaufdasWohlfahrtswesenderGemeindenicht
sorosigwarenwiedieAusführngendesFinanzrefereten .STR.Tandlormuss-¬
te zugeben ,dassdie EusgabenderGemeindefür das"ohlfahrtswesender
GrössederheutigenNotnichtmehrentsprechen.InsbesonderefürdieJugerd
unddie Arbeitslosenwirdviel zu wenigvorgesorgt .Vonden313Millionendie für Geld -undSachaushilfenvorgesehensind ,immdie Summevon
1MillionfürbesondersbedürftigeArbeitsloseab .EndeNovembergabes
in Wion173. 000Arbeitslose,vondenennur120. 000in Unterstützungstan-¬
den . 53 . 000waren also ohne jede Unterstützung .Rechnet man die weiteren
50. 000Menschendazu ,diezugrundegegangensind ,dieabervondenAr¬
beitsämternnichterfasst erden ,so ergibt sich ,dass rund100. 000
Menschenin WienohneEinkommensind . Die1 Millionm,diefür dieseMen¬
schenaufgewendetwird ,ist vielzugering .AuchdieunterstütztenArbeits-¬
losenkönnen ,insbesonderewenndie eine grössereFamiliehaben, .tder
Unterstützungnichtleben.UnterdiesenVerhältnissenmüsstemanalles
tun,umzuverhindern,dassesinfolgedieserNotzuVerzweiflungsauf¬
brüchenkommt.FürdieArbeitslosenmüsseeinVielfachesdessengetanwer-¬den ,washeutefürsiegeschieht.WennaufallenGebietemgespartwerden
muss ,aufdiesemGebietdarfnichtgespartwerden.Undwievielkönnte
manaufanderenGebietenersparen.Dagibtmanfürbesondersbedürftige
Arbeitslose1MillionausundfürdieganznutzloseInstitutionder
emeindewacheebenfalls1Million,OderfürdieHinterbliebenenderJuli-¬
opfersind38. 000SindenVoranschlageingesetzt.Dasisteinekrasse
UngerechtigkeitgegenüberdenArbeitslosen.WenndieseHinterbliebenen
inNotsind ,mörgensiedieselbeUnterstützungbekommenwiedieanderen,abernichtmehr.DerRednerführtsodannKlagedarüber,dasssichimFür¬
sorgewesenderBürokratismussehrbreitmache.DassderApparatsoschwer¬
fälligwird ,erklärtsichdaraus,dassmandenFürsorgerätenihrwrenrüng¬-¬
lichesRechtgenommenhat ,dassdieFürsorgerätezumgrossenTei.
ArbeitheuteschonohneLustleisten,dasienichtnachihrenErhebun¬

genundihrereigenenMeinungentscheidenkönnen ,sonderndadieUnter¬
stützungennachenErlässen,devonobenkommen,festgesetztwerden.
DerBund,gegendenSiesichnamentlichindenFragenderArbeitslosen¬
fürsorgemitUnrechtsosehrwenden,bietetwirklichalleKräfteauf,uminderArbeitslosenfürsorgezuleisten ,wasmöglichist .Mehrzuleis-¬
tenerscheintschonunmöglich.DaentstehtauchfürdieLänderundGemein¬
dendiePflicht,dmBundenachzueifern.DieGemeindeWienist ihrenVer¬
pflichtungenindiesemPunktnichtvollkommennachgekommen.Wirbilligen
demSTR.andlorzu ,dassersichbemüht,beimFinanzreferentenfürseinRessortVerständniszufinden .AberdiesozialdemokratischeParteikann
sichvonparteipolitischenErwägungennichtfreimachen,unddeshalbwird
derVerwalterderGruppeIII gegenüberdemFinanzreferentenimmerunter¬
liegenmüssen.SchliesslichverweistderRedneruafdieKlagederSimmerin¬
gerGärtner ,dassdasfürihreGartenbetriebebenötigteWasserver-¬
seuchtist .ErfragtdenamtsführendenStadtrat,welchesResultatdievom
GesundheitsamtvorgenommenenUntersuchungengehabthabenundwelcheMass-¬
nahmenertreffenwolle,umdiesenUebelstandausderWeltzuschaffen( Lebh .Beifall . . chr. )
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GR .Weikert (nat .soz . )bemerkt ,dass die Rede des Finanzreferen¬

ten Dr .Danneberg eine Verlegenheitsrede war ,die die ganzeUnfähigkeit
der Verwaltung aufgezeigt hat .Wie sich im ganzen Budget schwere Mängel

ergeben ,so finden sich nsbesondere bei der Ver - ¬
waltungsgruppe für Wohlfahrtswesen Mängel schwerster Art .Die beste Für¬
sorge ist die Arbeitsbeschaffung für jeden Menschen ;schaffen Sie
den MenschenArbeit und Verdienst ,dann braucht sich die Gemeindenicht
den Kopfzerbrechen ,wie sie das Heerder Arbeitslosen über denWinter
hinwegbringt .Es ist eine unorhörte Hauchelei ,dass dieSozialdemo¬
kraten in der Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Gebiets - ¬
körperschaften ,in denen sie nicht die Mehrheithaben ,Forderungen
aufstellen ,die sie als verwaltende Mehrheit in Wienselbst nicht er¬
füllen .Wir haben schon am 24 .November1931 beantragt ,dass alle ge¬
wähltenMandatare10Prozentihrer Bezügefür die hungerndenArbeits- ¬
losen abgebensollen ;die Satten aber haben unseren Antragabgelehnt .
Die Erregung des Volkes ist eine sehr grosse und sie könnte sicheinmal
gegen die wenden ,die dieses namenlose Elend mitverschuldet haben .
Der Redner bospricht dann einzelne Kapitel des Voranschlages derVer¬
waltungsgruppefür Wohlfahrtswesenundkritisiert ,dass dieGemeinde

Wien mit dem Besitzer einer Herberge einen Vertrag abgeschlossen hat ,

wonach die Gemeinde in dieser Fremdenherberge täglich 30 Betten zum
Preise von je 50 Groschen gemietet hat .Der Besitzer derFremdenherberge
ist ein Herr AntonSommer ,selbstyerständlich ein hundertprozentiger
Genosse .Der Mannwar zuerst Pächter eines Hotels in Edlach ,dannPächter
eines Kaffeehauses im 14 .Bezirk ,später dann Pächter des Kaffeehauses
im Arbeiterheim Favoriten .Dieses Kaffeehaus hat er weiterverpachtet und
es ist jetzt ein Prozess im Zuge .Es ist für die Gemeindeunwürdig ,mit

Obdachlosenhoimso einem Dunkelmann einen Vertrag abzuschliessen .
herrschen die fürchterlichsten Zustände .Die Obdachlosenmüssenauf
Drahtmatratzenschlafenundes ist ihnenverboten ,Packpapieraufzulegen .
Tuberkulose müssen mit Gesundenzusammenschlafen und die Kost ,die diesen
armen Teufeln gegeben wird , ist derart ,dass die Bezeichnung
Hundefrass noch viel zu gut ist .Die Leute müssen im Obdachlosenheimhaus
wie nicht einmal Zigeuner leben .Für die Ausgabevon Säuglingswäschesind
Lljo .000Schilling veranschlagt .Wirhabenimmerwiederbetont ,dasses
nicht angeht ,dass aus Gemeindemitteln Reiche unterstützt werden ,während
Fausende hungern .Wir bestehen darauf ,dass da einmal nach Recht undVer¬
nunft vorgegangen wird und beantragen ,dass die kostenlose Ausgabevon
Säuglingswäsche nur mehr an jene Gemeindeangehörige zu erfolgen hat ,deren
Monatseinkommen600 Schilling nicht übersteigt .Der dadnncheingesparte
Betrag soll bei der Mehrbeteilung mit Säuglingswäsche bei jenenGemeinde¬
angehörigen Verwendung finden ,deren Monatseinkommen 200 Schilling nicht

übersteigt .Bezüglichder Notstandsaushilfenstellt der RednerdenAntrag ,
den im Voranschlag vorgesehenen Beitrag des Landes Wien zu denNotstands¬
aushilfen für Arbeitslose und zu den Kosten der Altersfürsorge um 2 Millic

nen Schilling zu erhöhen .Durch die Hauspersonalsteuer ,die die soz .dem .

Gemeindeeingeführthat ,wirdnur die Prostitution gezüchtetunddieGemei
de erzielt aus der Fremdenzimmærabgabe der Stundenhotels daraus dann Vor¬

teile .Wirmüssenentschieden die Aufhebungdieser Steuerverlangen .
Der Redner værlangt dann die Streichung der Post " Unterstützung der

Hinterbliebenender Juliopfer "undbeantragt weiters ,die Harife desstäd
Friedhofsbetriebesfür minderbemittelteGemeindeangehörigesoweitherabzu¬
setzen ,dass kein Gebarungsüberschussmehrverbleibt .
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Der Rodner befasst sich hierauf mit den Richtlinien an die

FürsorgeinstituteundFürsorgeräteundstellt denAntrag :Diederzeit
in GangbefindlicheUeberprüfungder PflegebeiträgeundErhaltungs¬
beiträgawirdmitsofortigerWirksamkeiteingestelltunddie imZuge
dieser Aktion bisher erfolgte Entziehung und Herabsetzung vonPflege¬
beiträgenundUnterstützungenwirdausser Kpaftgesetzt .

Immermehrhäufensich auchdie Klagender Pfründner ,dassihre
Erhaltungsbeiträgegekürztwerden .Daherstellt er denAntrag :DasAus-¬
mass der Pfründen wird mit mindestens 50 Schilling monatlich festge¬
setzt ,kann jedoch nach Bedürftigkeit bis 1o0 Schilling erhöht werden .
Anträgeauf ErhöhungvonPfründen ,ferner EinschreitenumBewilligung
vonPfründensowieRekursein Fürsorgeangelegenheitensindbeschleunigt
zubehandeln .

Der Rednerstellt ferner den Antrag :DenGemeindeange¬
hörigen wird ,soweit sie im Bezuge einer Hausgehilfen - ,Klein - ,Alters - ¬
oderUnfallsrente oder Gnadenpensionaus Gemeindemittelnstehen ,
ein Zuschusszur Rente ( Gnadenpension) gewährt ,der sie aufden
Betrag von 80 Schilling ergänzt .Schliesslich befasst er sich mitder

AWinterhilfe .Er fordert ,dass jedes Ansuchenüberprüft undjederWürdige
Ausnahmebeteilt werde .DieWienerBevölkerunghat die Spendenfür

die Winterhilfenicht gegeben ,dassnur rote farteigenossenetwasbekommen
sondernes soll jedeBedürftigeohneUnterschiedderfarteibeteilt
werden .Die Fartei des Rednerssei nicht gewillt ,die Verantwortungfür
die Experimente und Fehler der Mehrheit zu übernehmen ,und werdedeshalb
gegendenVoranschlagstimmen.( BeifallbeidenParteigenossen) .

Vorsitz .Weigl macht darauf aufmerksam ,dass nach derGeschäfta¬
S 5 .ordnung das Verlesen von Reden nicht gestattet ist .( GR .Weikert :

Auch Redner anderer Parteien haben das getan ! )Wennich
es bemerkthätte ,hätteiches nichtgeduldet .(Zwischenrufe
bei den Nat .soz . )

GR .Dr .Zörnlaib ( chr .soz . )bemerkt ,STR .Dr .Tandler ,STR .
Dr .Dannebergunddie ganzeRathausmajoritätseien sehr stolzdarauf ,
dass rund 91 Millionen Schilling im Vahre 1933 für das komunaleWohlfahrs¬
wesenaufgewendetwerdensollen .Ansich ist die Ziffer sicher nichtge¬
ring ,siemagvielleichtsogarüberdieSteuerkraftderWienerBevölkerung
hinausgehen ,sie ist aber im Verhältnis zur Grösseder NotundArbeits¬
losigkeitnichtüberwältigend .DieNotunddasElenddesEinzelnenwerden
kaumfühlbar gemildert werden .Die GemeindeWienmahntmitihren
Wohlfahrtsaktionenan jenen Mann ,der einemanderenzuerst dieKleider
gestohlenhat unddannstolz war ,dasser demBostohlenengestattethat ,
sich nackt beimgeheizten Ofenein bischen zu erwärmen .( Heiterkeitund
Zustimmungbei denChr .soz . )Diesoz .dem .Mehrheithat durchihre
finanzpolitische Verirrung einengrassen Teil der Bevölkerung derStadt
Wiennicht nurdenGewinn ,sondernauchnochdie Vermögensubstanzweggeste
ert ;dieBevölkerungsagtweggestohlen.Daesihrnichtmehrmöglichist ,
aus der Erwerbswirtschaft nennenswerte Beträge herauszupressen ,musstesie
natgedrungendie präliminiertenEingängefür das Jahr 1933um100Millione
herabmindern .Fest steht ,dassihr vonder weitblickendenchristäich¬
sozialenGemeindeverwaltungeinVermögenvon1 MilliardenSchillinghinter
lassen wordenist .DerNotstand ,indemsich diese Stadt gegenwärtigbe¬
findet ,rechtfertigteinAngreifenderSubstanzdesGemeindevermögens
wenigstensin derForm ,dasses die Unterlagefür eineAnleihebietet .759
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STR . Dr .Danneberg hat erklärt ,dass die Aufnahme einer Enleihe
nicht für alle Zeiten ausgeschlossen ist ,nur müsseder Zeitpunktstreng
geprüft werden .Wollen Sie damit so lange warten ,bis die Massenver¬
hungert sind ?DasElend ist unerträglich gewordenund derZeitpunkt
für die Aufnahmeeiner Anleihe zur Peschaffung vonArbeitsgelegenheit
ist bereits gegegeben .Daherstellt der Rednerden Antrag :DerGemeinde¬
rat wolle in Anbetracht der bedrohsteigenden Arbeitslosigkeit in
Wien beschliessen :Beistellung der erforderlichen Mittel für
die Durchführungder Notstandsarbeitenwird eine Anleihevon 250Millionen
aufgenommen .Die Verhandlungensind sofort einzuleiten und überderen
Ergebnisist demGemeinderatspätestensbis EndeFeber1933Berichtzu

erstatten .

Mankommenicht mit gelehrten finanzpolitischenundsozialistischen
Einwendungen .Angesichts der Not mussjede Gelehrsamkeitaufhören .
Mankommeauch nicht mit der Kompetenzfrage .Es geht nicht an ,einer
solchen Katastrophe gegenüber ,wie wir sie jetzt durchleben ,sich

auch das formale Argumentzu stützen ,die BekämpfungderArbeitslosigkeit
falle in die Kompetenz des Bundes .

onkannFürsorgemassnahmennicht unabhängigvondergesamten
Wirtschaftsituation durchführen .Wichtiger als die

SchaffungvonLehrlingsheimenist die BeschaffungvonLehr -undArbeits¬
plätzen ,wichtiger als die Errichtung von Mutterbratungsstellen ist die
Beantwortung der sehr drängenden Frage ,wovon diese Mütter die Kinder
ernähren sollen .Statt der Ausspeiseaktion für die Kinder wäredie
wichtige Frage zu lösen ,wie manden Eltern die entsprechendenMittel
verschafft ,dass sie selber für ihre Kinder sorgen .Statt derBerufs¬

beratung wärenBerufsstätten zu schaffen .Lie Arbeitslosigkeit ist
das Karzinomdr Wirtschaft und gegeneine solche Krankheit gibtesnur
eine Radikalkur .ArbeitsgelegenheitundimmerwiederArbeitsgelegenheitmuss
geschaffenwerden.DamussaucheinbisschenvomGemeindevermögenherhalten,
wennes mitdenGemeindesteuernundGemeindeabgabennicht mehrgeht .Auch
die Deckungdes Anmuitätendiensteswärenicht so gefährlich .Habenwireine
solche Anleihe,so werdensich automatisch die Ausgabenin der GruppeIII
senker undmanwird sich entschliessen müssen ,die parteipolitisben Aus- ¬
gaten aus dem Budget zu streichen .Den Worten des Dr .Danneberg vonvor - ¬
gestern stellen wir folgendeWortegegenüber 'In der Gemeindesoll nicht
der Gummiknüttelder Gemeindewache,nicht die Polize i der Gemeindefür
die Aufrechterhaltung de Ordnung in den kommunalen Amtsräumen sor¬

gen ,in dieser reichen Gemeindesollen endlich von der Mehrheit diesozia¬
len Pflichten erfüllt werden .Sie können das,wenn Sie dis von unsbean¬
tragte Notstandsanlecheakzeptieren .SolangeSie das nicht tun,ist die
Erfüllung der sozialen Pflicht bei Ihnen nichts als einedemagogische
Fhrase .( Lebh ,Beifall b .d .Chr . )

GR .Hörmayer( chr . ) bezeichnetes als ausserordentlichbedauer
lich ,dass in dieser Zeit dr steigendenNotmit denErhaltungsbeiträgen
nochhinuntergegangenwird . WennvondenErhaltungsbeiträgendsEinzelnen
3p Prozent abgestrichen werden ,ist es kein Wunder ,dass es zusoichan
Szenenin denFürsorgeinstitutenkommt .Dabeigeht manbei derBemessung
der Unterstützungenganz parteipolitisch vor .Bei Leuten ,die dersozial¬
demokratischenPartei nicht angehören ,wirdlustig darauflosgestrithen ,bei
denSozialdemokratenwirdein Augezugedrückt .Sooft ein Institut neu
eröffnet wird,wird ein grosses gemacht ,wenn aber ein Institut einge -760
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stellt wird,wie dies bei den Jugendhorten ,Kindergärten und in der Krüppel - ¬

fürsorge der Fall war,erfährt man davon überhaupt nichts oder erst
lange Zeit nachher .Wir haben heute zum Peispiel 106 Kindergärten ,vondenen
ain grosser Teil nicht vollbelegt ist . Trotzdemerrichtet man noch eine
Schulzahnklinik und noch eine Mutterberatungsstelle .Angesichts dieser
schweren Seit wäre es viel besser ,die dafür aufgewnadeten Peträge fudie
Winterhilfe oder die Arbeitslosenfürsorge zu verwenden .Der Rednerstellt
schliesslich den Antrag,dass alle 70 Jahre oder daröber alten erwerbs¬

unfähigen und hilfsbedürftigen Befürdorgten dar Unterhaltsbeiträg von
56 S monatlich anzuweisen ist .Er richtet an den Stadtrat dieFrage,wie
viel Fersonen heute in Wien noch die Höchstpfründe beziehen ( Lebh .Beifall
b .d .Chr . )

GR .Dr .Riehl ( na . ) spricht seine Verwunderung daruber aus ,

dass der Referent ,der ein Mediziner ist ,also einem der idealsten Berufe
angehört ,über das zunehmendeCuerulantentumin so harten Wortengespro¬
chen hat .Das Querulantentum ,das sicher in erschregkendem Mass zunimmt ,

ist eine Folge der ausserordentlichen Notlage und darüber sollte man
nicht mit so harter Miene den Stab brechen .Der Redner bringt sodann folgen¬
den Fall zur Aenntnis des Stadtrates ;Ein Strassenbahner wurde jetzt zum
zweitenmalwegenalkoholischer Exzesse bestraft und sofort aus demDienst
entlassen .Ueber den Mann und sarüber ,ob ihm Recht geschehen ist oder
nicht ,soll nicht gesprochen werden .Der Mannhat aber 5 Kinder undeine
Frauzu erhalten .Nunhat er beimzuständigenFürsorgamtvorgesprochen,
dort erklärte manihm ,manmüssedie Sacheerst überprüfen,essei dieAr¬
beitslosenbestätigung noch nicht eingelangt .Der Mann sei mit eingefallenen

WangenzumRednergekommenundhabeerklärt ,er wissenicht ,waser
tun solle ,seine Kinderhätten schon3 Tagenichts gegessen .Insolchen
Fällenmüssteder Fürsorgeapparatsofort eingreifenundmandürftenicht
erst abwarten ,bis wiederein grässliches Unglückgeschieht .DerRedner
befasst sich sodannimeinzelnenmit demVoranschlag der GruppeIll undT

nennt es ein Zeichen schlechter Verwaltung ,dass diePersonal
auslagendieserGruppeein vollesDrittel der Gesamtausgabenerreichen.
UnsNationalsozialisten undgrossenMasseder arischenBevölkerungnist
es besondersunsympathisch ,dass diesergrossePersonalaufwardzumgroemen
Teil jüdischenAngestaltenzugutekommt .Wirbetrachtendasals einenganz
unerträggichenZustand ,weilwirdie BehandlungvonArierndurchNicht-¬
arier als das allerärgste ,als eine Knechtschaftunseres Volkesempfinden.
BezüglichdesSachaufwandesmusses sehrauffallen ,dassdieGesamtausgaben
für Lebensmittelgegenüber1931um17Prozent ,alsoumeineausserordentlich
hoheZiffer verringert wodensind .ImObdachlosenheimwurdezumPeispiel
trotz einerBelagvermehrungum20Prozentnichtwenigerals 8Prozent
Lebensmittenerspart ,in denJugendfürsorgeanstaltenum31 ' 4Prozent,in
denKrankenanstaltenum27Prozent ,in denHeil -undPflegeanstaltenum
15 Prozent .Merkwürdigist auchfolgendes :DieVerwaltungsgruppeIII lässt
durchdasstädt .Wirtschaftsamtzu Engropreiseneinkaufen .Dabeikommtdie
sozialdemokratischeParteinichtschlechtweg .Selbstverständlichwerden
die Schuheund Textilien ,die Holz und Kohlle bei der Wihokogelauft .Die
Schülerausspeisungen werden durch die Wök ,wieder einem unter jüdischer
DirektionstehendemUnternehmengemacht .DieGemeindeist nichtdazuda ,
dår Wök ,die nur dazugeschaffenwurde ,umumsterGast gewerbe
umzubringen ,nochweitereGeschäftezukommenzu lassen .Nunverlaauftdas
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Wirsschaftsamtdie Warenan die GruppeIII zu viel höherenPresen ,nurdamit
eine möglichst grosse Ziffer bei den Sachauslagen für die Vohlfahrts - ¬
pflege herauskommt .Die Aufbringung der Mittel für die Fürsorgedurch
die Armenlotterienist anneantiquierte undlängst zumAbbruchreifeIn¬
stitution .WennZweidrittel einer Lotterie für Ausgaben ,wahrscheinlich
wiederPersonalausgaben,vershleudertwerden ,musseinesolcheLotteriege-¬
sperrt werden .Beider Pfleglingsentschädigungsind einige Personenständig
als Schreibeg,BotenangestelltundbekommenunterdemTitel"Pfleglings-¬
entschädigung "furdie ganztägigeArbeit5 Schilling imMonat .In derJugend-¬
fürsorgeist voneinerRichtlinie ,einemGrundsatz ,aucheinemsozia¬
listischen Frundsatznichtszu bemerken .Dieganze„ohnungspolitikderGe-¬
meindeist exzesivjugendfeindlich .ManschütztdurchdieMietengesetzgebung
lediglich die alten Leute .Es ist Ihnengleichgültig ,dass in gresenWoh-¬
nungenvonMittelstandshäusernheuteniemandmehrals eine einzigealte

erichtenFerson wohnt .Wir unter diesen Umständen in ganzs innloser Weise

Neubauten,obwohlWohnräumein HülleundFülledawären .Dazuwerdennoch
die stüdtischen ohnungennicht den ObdachloænundderWohnungsbe-¬
dürftigengegeben ,sondermnnwdenen ,die einenErsatzbieten,dieeine
Wohnungseinrichtungmibbringenundso weiter .Soerklärt sichdiesonder¬
bare Erscheinung ,dass in Wiendie Zahl der Wohnungslosenimmermehrauf der einen Séite m eine grossezunimmt ,obwohlr

cahi von neuen Wohnungen gebaut wurde ,aufder anderenSeite die Bevölkerungabnimmt.
Notwendigist eine vollständige Umstellung unserer Einst ellug

zur Jugond erziehung .Wir müssen trachten ,unsere jungen Leutefür
Berufezu erzielen ,in denensie derzeit auf denBodenunseresklein
gewordenenDeutschösterreich und später im RahmenvonGrussdeutschland
eine Aussicht auf Fortkommenhaben .Ausdiesem Grundeist dieRückäührung
eines bedeutenden Prozentsatzes der städt .Jugend zur ländlichen Betäti¬
gung absolut notwendig . Wirstellen ferner die Forderung ,das inerster
Linie für unsere deutschösterreichische Jugend gesorgt wird und nicht für

Fremde .Bei der Behandlungder in NotgeratenenJugendmussalsGrundsatz
aufgestelltwerden,dassdieGemeindeverpflichtetist ,für jedesineinen
ErnährungsnotstandgerateneKindprinzipiell undabsolut zu sorgen .Essollt
auch mehr getrachtet werden ,Kinder bei wonlhabenden Familien unterzu¬

bringen ,statt i in roten Fürsorgeanstalten ,wie . B.in derSocietas .
Währendmandie Lobensmittelausgabenfür die Fürsorgefortwährendbeschränkt
ist Goldvorhanden ,um3 SozialistischeSutdentenheimeinGemsindeneubauten
unterzubringen .Wennmandie Poträge ,die unter demTitel derWohlfahrts¬
pflege als Subventionfür soz .dom .Erziehungsanstaltenverausgabtwerden ,
für die Jugendfürsorgeverwendenwürde ,würdennichtanallenStrassen¬
eckenjungeMenschenherumstchen,würdennichttausendejungeLeutesingend
undbettelnd durchdie StrassenWiensziehen .DieBeschränkungderTuberku¬
losenfürsorgeist geradein dieser Zeit der Massenarbeitslosigkeitunddes
Massenhungersder jungenLeutebesondersgefährlich .BezüglichderHeil¬
undPflegeanstaltenist zu bemängeln ,dasssich in ihnennochimmereine
sehrbedeutendeZahlpolnischerPatientenaufKostenderWienerBevölkerung
pflegen lässt .Bei der FörderungvonSport undKörperkulturist , abgesehen
vonderVerminderungdesdafürausgeworfenenBetrages ,zukritisieren,
dass kein Angehörigerunserer Parteirichtung bisher in denSportbeirat
einberufenwurde .Wasdie Gesundheitsfürsorgein denSchulenbetrifft ,
so mussfestgestellt werden ,dassdie SchulzahnarztstellenunddieSchul¬
arztstellen fast ausschliesslich mit Juden besetzt sind .
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Bozüglich der Verleihung von Stipendien stellt der Rodner anden
Roferenten die Anffage ,ob es richtig sei ,dass nur die Hörer der ersten

anatomischen Lehrkanzel ,deren Vorstand der Referent ist ,mit Stipen¬
dien bedacht werden ,während die Hörer an der zweiten anatomischen Lehr¬

kanzel leer ausgehen .Ber Reåner wendet sich dann der Frage der Not¬

standsanleihe oder des Verkaufes oder der Verpfändung von Gemeinde - ¬

vermögen zwecks Abhilfe des Notstandes zu .Er meint ,dass eine Anleihe

nur zu einem sehr hohen Zinsfuss zu bekommen wäre ,Wir stehen einer

Anleihe sehr skeptisch gegenüber ,wenn aber die Gemeinde eine Anleihe

aufgenommen hätte ,wären schr viele Milliarden ,sehr viel politischer
Pflanz und sehr viel optischer Trick der Wiener Bevölkerung erspart

geblieben .Sie hätten auch der Jugend tausendmal mehr gedient ,wenn Sie

das offene LandumWienerschlossen unddie Jugendin Siedlungenstatt
in die Zinsburgen ,die Sie gebaut haben ,gewiesen hätten .Die Folge
Ihrer Politik ist das stete Sinken der Bevölkerungszahl ,ist der ent - ¬
setzliche Geburtenrückgang .Eine gesunde Aufzucht der Jugend kann in
den Riesenwohnbauten der Gemeinde niemals erreichtwerden .Der Redner
beschäftigt sich schliesslich mit der Frage der Vermittlung des Eigen¬
tums an Wohnungenund bemerkt zum Schluss ,dass seine Partei auch
das Kapitel Wohlfahrtswesen ablehne .( Beifall bei den Nat .soz . )

GRtin . Dr . Motzkobemerkt ,die offene Fürsorge der Gemeinde erschöpfe
sich in einer Abweisungspolitik .Man hat ,um diese Abweisungspolitik zu be¬
gründen den Begriff des Familieneinkommensschaffen und zählt diesem
Einkommen auch das Einkommen von Menschen zu ,für die eine gesetzliche
Unterhaltspflicht nicht besteht .In einem Fall wurde sogar das Einkommen der
Schwägerin des Kindesvaters und deren Lebensgefährten :zugerechnet .Es
geht nicht an ,dass die Gemeindeganzeigenmächtigdas Gesetzbiegt ,wie
sie es braucht .Auf das Entschiedenste muss man sich dagegen verwahren ,
dass parteipolitische Propaganda mit der Fürsorgetätigkeit verquickt wird .
Da hat ein Fürsorgerat Mitteragger in der Neulerchenfelderstrasse aller
Fürsorgeparteie besucht und auf sozialdemokratischen Stimmzetteln
seine Visitenkarte hinterlassen ( Lebh .HörtHörtrufe bei den Soz . )Oderwie
werden die Sachbeihilfen gegeben .Da wurde einer Frau von der Magistrats

Abteilung 8 eine Bestätigung über 10 S gegeben ,sie wurde zu einer be¬
stimmten Zeit in die Judengasde 5 vor das Geschäft Goldberger bestellt ,
ein Magistratsbeamter der sie dort erwartet hat ,ist mit ihr in das

Geschäft gegangen ,die Frau durfte sich dort ein Paar Schuhe kaufen ,die
Frau Goldberger bekam die 1o S und in der Magistrats - Abteilungwurdedann
festgestellt ,dass die Schuhe höchstens 3 bis I Schilling wert sind .

In den allerletzten Tagen haben mir Fürsorgeparteien wiederholt
erzählt ,dass ihre Bitte um fallweise Aushilfen unter Berufung auf die

Winterhilfe abgewiesen wurde .Die Winterhilfe soll ein Plus sein und
darf in keiner Weise missbraucht werden ,um die Fürsorge der Gemeinde
einzuschränken .( Zustimmung bei den chr . soz . )

Ein besonderes Kapitel ist die Aufnahme in die geschlossene Alters¬
fürsorge .Der Vorgang ,wie solche Ansuchen bchndelt werden ,kommt einer
vollständigen Aufnahmssperre gleich .Dabei werden die Leute noch mit
Hohn und Spott bedacht .In den Versorgungsheimen ,besonders im Versorgungs¬
heim Baumgarten hungern die Loute .Wennes Fleisch gibt ,dann nur 3dkg .Die Kost ist ohne Substanzen gekocht und daher nicht nahrhaft .In ihren

Versorgungsheimen gibt es keine wirkliche Fürsorge und keine airkliche
Pflege für die alten Leute ,sondern nur Respektlosigkeit undHerzlosigkeit .Wenn sich die Leute beklagen ,werden sie nach Steinhof verschickt oder

strafweise in das oberste Stockwerk versetzt .Eine 74jährige Frau hat sich
wegen einer solchen Bestrafung vom A .Stockwerk heruntergestürzt .In den letz¬
ten 2 Jahren hat es in Baumgarten 5 Selbstmorde gegeben .Auch in anderen
Anstalten kommen solche Terrorakte vor . Wirwarnen Sie ,auf diesem WegeIhrer
Fürsorgepolitik weiterzugehen ( Lebh .Beifall b .. Chr . )

Nächste Sitzung Dienstag, .WEi . mden 20 . Dez . ,16Uhr .
Schluss der Sitzung 22 Uhr O5 .

Bogenabfertitung 22 Uhr08 .763
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